
M inisterpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) und Innenmi-
nister Thomas Strobl (CDU) ha-

ben nach dem letzten Sondierungsge-
spräch für eine Neuauflage der grün-
schwarzen Landesregierung erklärt, sie
wollten Baden-Württemberg zum „Klima-
schutzland“ machen. Die Arbeitsgemein-
schaft Arge Nordostring, die sich gegen
den Bau der Trasse östlich von Stuttgart
und den etwa vom Verband Region Stutt-
gart geforderten Tunnel zwischen Wan-
gen und Möhringen ausspricht, schöpft
nach dieser Aussage Hoffnung auf ein En-
de aller Ausbaupläne.

Das Klimaziel, die vom Verkehr erzeug-
te Menge an Kohlendioxid bis 2030 um
mindestens die Hälfte zu verringern, kön-
ne nur mit weniger Fahrten erreicht wer-
den. Straßenbau verbiete sich, so Arge-
Sprecher Joseph Michel. Für ihn ist der
Nordostring das Paradebeispiel für eine
verkehrserzeugende Planung, da er 60
Millionen Kfz-Kilometer zusätzlich erzeu-
gen würde. Deshalb erwartet er im Koali-
tionsvertrag klare Worte gegen den Bau
solcher Straßen. Im Vertrag von 2016
steht, das Land schaffe „bei Planung und
Bau die Voraussetzungen, die Maßnah-
men des Bundesverkehrswegeplans in sei-
ner Laufzeit umzusetzen“. Verkehrsminis-
ter Winfried Hermann (Grüne) dachte
nicht im Traum daran, die CDU-Vertreter
verwendeten sie immer wieder als Druck-
mittel. Was im neuen Vertrag stehen wer-
de, sei noch nicht verhandelt, sagte Her-
manns Sprecher. In einer ersten Reaktion
zum Erfolg bei der Landtagswahl hatte der
Minister gegenüber unserer Zeitung aber
schon betont, er werde Projekte wie den
Nordostring weiter nicht unterstützen. jon

Die Projektkritiker sehen im
„Klimaschutzland“ keine Chance
mehr für Straßenbauprojekte.

Nordostring vor 
dem Aus?

Coronavirus Lage in den Seniorenheimen – Strafe wegen Verstoßes gegen Platzverweis

Erleichterungen für Geimpfte in Heimen

E ine abgeschlossene Impfung gegen
Corona bewahrt nicht vor einer 14-
tägigen Quarantäne. Diese Erfah-

rung hat jüngst eine Krankenschwester
aus der Region Stuttgart gemacht, die im
Januar und im Februar mit Moderna ge-
impft worden ist. Wie beim pflegenden
Personal üblich, lässt sie zum Schutz der
Patienten wöchentlich Abstriche machen
in der Klinik in Stuttgart, in der sie be-
schäftigt ist – bis zu dem Tag, an dem der
PCR-Test „ganz leicht positiv“ für die bri-
tische Virenmutante ausgefallen sei, sagt
die Frau, die lieber anonym bleiben möch-
te. In der Folge sei sie vom Gesundheits-
amt für 14 Tage in Quarantäne geschickt
worden, obwohl sie in kurzen Abständen
danach mehrmals negativ getestet worden

sei. Für sie ist das
„Willkür“. Sie hat den
Verdacht, dass keiner
so genau wisse, ob Ge-
impfte gefährlich sei-
en oder nicht.

Ein positives Test-
ergebnis nach der
Impfung scheint die
Ausnahme. „Wir ha-
ben im Klinikum 85
Prozent der 7000 Be-
schäftigten geimpft,
gerade in den klini-
schen Bereichen. Nur
im Februar gab es ein
positives Testergebnis
nach der ersten Imp-
fung, ansonsten ist uns
kein positiv Getesteter
nach der Impfung be-
kannt“, sagt Professor
Jan Steffen Jürgensen,
der Medizinische Vor-

stand des Klinikums Stuttgart. Unter nor-
malen Alltagsbedingungen seien Geimpfte
nicht mehr gefährlich, „aber es ist natür-
lich etwas anderes, wenn jemand mit
einer nachgewiesenen Virenlast eine
Mund-zu-Mund-Beatmung machen müss-
te“.

Auch Mark Dominik Alscher vom Ro-
bert-Bosch-Krankenhaus (RBK) macht
deutlich: „Geimpfte Positive müssen ge-
nauso isoliert werden wie Nichtgeimpfte.
Wer Virenausscheider ist, ist potenziell in-
fektiös. Mir wäre das also zu gefährlich, so
jemanden nicht in Quarantäne zu schi-
cken.“ Auch am RBK seien von den täglich
400 bis 600 Abstrichen nur sehr wenige,
„weit unter einem Prozent“, positiv. „Wir
haben kaum noch Übertragungen auf

unsere Mitarbeiter, weil die Impfquote im
Haus sehr hoch ist. Die Impfung schützt
sehr gut“, sagt der Medizinische Ge-
schäftsführer des RBK.

Erleichterungen gibt es für Senioren.
In stationären Einrichtungen könnten bei
einer Durchimpfungsrate von 90 Prozent
der Bewohner wieder mehr Besuche er-
möglicht werden, stellt Landessozialmi-
nister Manfred Lucha (Grüne) in Aus-
sicht. Hintergrund dafür sind die jüngsten
Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts,
wonach die Gefahr einer Virusübertra-
gung ab dem 15. Tag nach der zweiten
Impfung als sehr gering eingestuft wird.

In den städtischen Häusern können
nach Aussage des Eigenbetriebs Leben
und Wohnen (ELW) derzeit alle Bewoh-
nerinnen und Bewohner täglich zwei Be-
sucher empfangen oder die Einrichtung
verlassen und ihre Angehörigen zu Hause
besuchen. Wie landesweit vorgeschrieben,
ist auch hier ein Besuch in einem Pflege-

heim nur mit einem maximal 48 Stunden
zuvor erfolgten negativen Covid-19-
Schnelltest und mit einer FFP2-Maske er-
laubt. Die entsprechende Landesverord-
nung ist trotz hoher Impfquoten in den
Heimen seit Weihnachten nicht verändert
worden. Das wird sich laut Ankündigung
des Landes jetzt ändern.

Auch der Verwaltungsgerichtshof
(VGH) hatte sich auf das Institut berufen
und den Café-Betrieb einer Seniorenein-
richtung im Kreis Lörrach in einem Ver-
gleichsverfahren freigegeben für dort
wohnende Geimpfte. Für Stuttgart hat
dies keine größere Bedeutung. „Unsere
Fachverbände haben sich meiner Kennt-
nis nach bisher nicht für Ausnahmegeneh-
migungen zur Öffnung von Cafés starkge-
macht“, sagt Ingrid Hastedt vom Trägerfo-
rum Altenhilfe. Das Trägerforum ist ein
Zusammenschluss von 19 Trägern mit ins-
gesamt 43 Pflegeeinrichtungen. Viele Ein-
richtungen hätten keine Cafés oder Res-
taurants. Spiele oder Gymnastik, was bei
hoher Impfrate seit Ostern wieder erlaubt
sei, „sind für viele Bewohner fast noch
wichtiger, die Bewegung fehlt schon sehr“.

Das labile Infektionsgeschehen er-
schwert Lockerungen. „Das braucht Vor-
bereitung, auch personell, und doch kann

ja am nächsten Tag die Verordnung wieder
eine andere sein“, sagt Uta Metzdorf von
der Caritas-Altenhilfe. Im Sommer 2020
habe man zum Beispiel das Restaurant im
Haus St. Monika in Neugereut stufenwei-
se geöffnet für Bewohner. „Doch als die
zweite Welle kam, mussten wir wieder
schließen“, sagt Uta Metzdorf. Andere
Häuser hätten ein Hausgemeinschafts-
konzept und daher kein Café oder Restau-
rant. „Wir wünschen uns sehr, wieder auf-
machen zu können, sobald es die Situation
auch längerfristig wieder zulässt.“

Ähnlich beim Eigenbetrieb Leben und
Wohnen, dem Betreiber der städtischen
Senioreneinrichtungen. Die Bewohnerin-
nen und Bewohner würden in der Regel in
den jeweiligen Wohngruppen essen. „Weil
für Wohngruppen in Pflegeheimen das
Ein-Haushalt-Prinzip gilt, konnten wir die
Gemeinschaftsbereiche und sogenannte
Speisesäle ohne Einschränkungen betrei-
ben – solange die Bewohner der jeweiligen
Wohngruppen unter sich blieben“, schil-
dert Marc Bischoff, der Geschäftsführer
des ELW, die Situation. Bischoff fügt hin-
zu: „Niemand war und ist auf sich alleine
gestellt. Alle hatten immer die Möglich-
keit, die Mahlzeiten in Gemeinschaft mit
anderen einzunehmen.“

Das Land hat auf Empfehlung des Robert-Koch-Instituts die Coronaverordnung gelockert. Die Träger von Stuttgarter Altenhilfeeinrichtungen
reagieren erleichtert, warten aber auf den Rückgang der Infektionszahlen, bevor sie ihre Cafés öffnen. Von Barbara Czimmer

In der Gemeinschaftsküche des Paulinenparks in Stuttgart gibt es an diesem Tag Kaffee und Kuchen für die Bewohner. Vorausgesetzt, es
gibt keinen Coronafall im Haus. Foto: Lichtgut/Max Kovalenko

„Seit Ostern
ist gemeinsa-
me Gymnas-
tik erlaubt.
Den Bewoh-
nern hat die
Bewegung
gefehlt.“
Ingrid Hastedt,
Trägerforum
Altenhilfe

Foto: Lichtgut/Leif Piechowski
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F=Feuerbestattungen im Krematorium, Oberge-
schoss; FK=Feuerbestattungen in der Kapelle oder
Feierhalle, Erdgeschoss; UFK = Urnentrauerfeier
in der Kapelle.

Ostfilderfriedhof: Dorothea Hengstenberg, geb. von
Schrenck von Notzing und Egmatin, 77 J., S-Rieden-
berg, 11 Uhr FK. Neuer Friedhof Degerloch: Helga
Lehnert, geb. Jauch, 81 J., S-Sonnenberg, 14 Uhr UFK.
Hauptfriedhof: Paulos Yared, 69 J., S-Mühlhausen, 11
Uhr. Renate Steiner, geb. Utter, 95 J., S-Neugereut, 12
Uhr. Jeronimo De Sousa E Silva, 66 J., S-Untertürk-
heim, 13 Uhr. Steigfriedhof: Judith Grube, 84 J., S-
Bad Cannstatt, 14 Uhr UFK.

Bestattungen

Ein teurer Fingerzeig

D ie verstörenden Bilder vom Stutt-
garter Massenprotest am Oster-
samstag sind geeignet, Bürger zu

verunsichern, die sich auch deshalb an die
Hygieneregeln halten, weil stets die Ge-
fahr besteht, von der Stadt zur Kasse ge-
beten zu werden. Ordnungsbehörde und
Polizei hatten am 3. April den Eindruck
erweckt, allein die große Zahl von 15 000
Teilnehmern an der Coronademo bewahre
die Protestler vor einer Bestrafung. Fast
alle Querdenker hatten gegen
die Masken- und Abstands-
pflicht verstoßen, aber nur
wenige wurden von der Poli-
zei belangt.

Joachim Schlegel ist einer
der verunsicherten Bürger,
die von sich nun behaupten,
wegen einer Lappalie bestraft zu werden,
während über Verstöße von Coronaleug-
nern hinweggesehen werde. Der 71-Jähri-
ge muss wegen seines Protests gegen
einen Aufzug von Querdenkern am 20. De-
zember 250 Euro Bußgeld nebst 28,50
Euro Gebühren bezahlen. Schlegel war
mit dem Fahrrad am Eckensee unterwegs,
als er sich wegen der vielen Maskenver-
weigerer, die sich zum Marsch bereit
machten, spontan entschied, sein Missfal-
len auszudrücken. In der Anzeige heißt es,
der Radler habe im Vorbeifahren „willkür-
lich der Versammlungsmenge den Mittel-
finger“ gezeigt. Diese zeigte sich „hiervon
unbeeindruckt“. Weil sich der Rentner da-

nach der Versammlung in den Weg gestellt
haben soll, zeigte man ihm die Rote Karte:
Platzverweis für die gesamte Marschroute
des Corona-Lindwurms, die auch am Poli-
zeirevier in der Rotebühlstraße vorbei-
führte, wo Beamte Schlegel 46 Minuten
später „auffällig langsam“ und mit „dauer-
haft auf die Versammlung gerichtetem“
Blick vorbeiradeln sahen. Schlegels Hin-
weis, er habe einen Termin in der Nähe
gehabt und könne nichts dafür, „dass diese

Idioten auf meinem Heimweg
entlanglaufen“, verfing eben-
so wenig wie der Hinweis, er
habe den Schlossgarten um-
fahren, um eine Strafe zu ver-
meiden.

Für den Rentner macht es
keinen Unterschied, dass er

das Bußgeld nicht für den Mittelfinger be-
zahlen muss, sondern „weil er an einem
Ort angetroffen wurde, obwohl er von der
Polizei von diesem verwiesen wurde“. Oh-
ne den Fingerzeig wäre er der Polizei
nicht aufgefallen. Hätte sich ein Querden-
ker beleidigt gefühlt, wäre es teurer ge-
worden: Geld- oder Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr sind möglich. Schlegel hat
Einspruch eingelegt.

Andere Städte, andere Sitten: In Berlin
werben die Senatsverwaltung für Wirt-
schaft und das Tourismusbüro für die Ein-
haltung der Coronaregeln mit Plakaten,
auf denen eine Frau Maskenverweigerern
den hochgestreckten Mittelfinger zeigt.

Polizei und Ordnungsamt bestrafen den spontanen Protest gegen
eine Coronademo mit einem hohen Bußgeld. Von Jörg Nauke

Der Beschuldigte
soll hat sich mit
„auffällig langsa-
mer“ Fahrt ver-
dächtigt gemacht.
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